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I. Einführung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 
22. April 2010 die Beschlussempfehlung des Ausschus- 
ses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung auf Bundes- 
tagsdrucksache 17/1459 angenommen, mit der die An- 
nahme des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP auf Bundestagsdrucksache 17/1162 empfohlen 
wurde. 

Mit diesem Antrag wird die Bundesregierung aufgefor- 
dert, ein Konzept für eine Weiterentwicklung der Ge- 
währleistung der Sicherheit der Eisenbahnen in Deutsch- 
land vorzulegen, welches insbesondere die Aspekte der 
Stärkung der Verantwortung und der Rechte des Betriebs- 
leiters, der Anpassung der Regelungen zum Bau und 
Betrieb sicherer Fahrzeuge, der Verbesserung der Fahr- 
gastrechte, der Harmonisierung von Instandhaltungsvor- 
schriften in der Europäischen Union (EU), der Förderung 
der Entwicklung und Erprobung innovativer Schienen- 
fahrzeuge im Hinblick auf einen sicheren und auto- 
matisierten Betrieb und der Prüfung, ob zukünftig eine 
externe Überprüfung der Triebfahrzeuge bzw. Waggons 
durch Dritte notwendig und sinnvoll ist, beinhaltet. 

Für die Bundesregierung besitzt die Sicherheit im Eisen- 
bahnverkehr höchste Priorität. Sie hat daher ein hohes In- 
teresse an der Weiterentwicklung der Gewährleistung der 
Sicherheit der Eisenbahnen in Deutschland, wie es im 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gefordert 
wird. Sie legt nunmehr, nachdem zu maßgeblichen Fra- 
gen der notwendige Abstimmungsprozess mit den Dach- 
verbänden von Bahnindustrie und Eisenbahnunternehmen 
abgeschlossen ist, dem Deutschen Bundestag ihren Be- 
richt zu den im Antrag aufgeführten Aspekten vor. 

II. Gesetzliche Verpflichtung zum sicheren 
Bau und Betrieb von Eisenbahnen 

ln Deutschland sind die Eisenbahnen (Eisenbahninfra- 
strukturunternehmen und Eisenbahnverkehrsuntemeh- 
men) gemäß § 4 Absatz 1 des Allgemeinen Eisenbahnge- 
setzes (AEG) verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen 


und die Eisenbahninfrastruktur, Fahrzeuge und Zubehör 
sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu hal- 
ten. Normiert werden damit Sicherheitspflichten mit dem 
Ziel, Schäden zu vermeiden (Betreiberverantwortung). 
Diese mit der Bahn-Strukturreform im Dezember 1993 
gesetzlich normierte Eigenverantwortung der Eisenbahn- 
unternehmen berücksichtigt die spezielle technische 
Komplexität des Systems Eisenbahn und schließt inso- 
weit einen Vergleich mit anderen Verkehrsträgern aus. 
Den Eisenbahnunternehmen bietet sich somit ein vor al- 
lem auch vom Deutschen Bundestag geforderter Hand- 
lungsspielraum für die Wahl der Mittel und Wege, die zu 
dem jeweiligen Schutzziel führen. Auch ist es im Hin- 
blick auf eine ständige technische Fortentwicklung wenig 
sinnvoll, technische Sachverhalte des Eisenbahnwesens 
staatlicherseits bis ins letzte Detail zu normieren. 

Die „Betreiberverantwortung“ nach § 4 Absatz 1 AEG 
entspricht dem europäischen Recht gemäß der „Richtlinie 
2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über Eisenbahnsicherheit in der Ge- 
meinschaft und zur Änderung der Richtlinie 95/1 8/EG 
des Rates über die Erteilung von Genehmigungen an Ei- 
senbahnunternehmen und der Richtlinie 2001/14/EG über 
die Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die 
Erhebung von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahn- 
infrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung“ („Richt- 
linie über die Eisenbahnsicherheit“), die in Deutschland 
mit der Novellierung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
sowie des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwal- 
tung des Bundes am 16. April 2007 in nationales Recht 
umgesetzt wurde. 

Damit die Eisenbahnuntemehmen in Deutschland ihrer 
gesetzlichen Verpflichtung entsprechen, müssen sie ein 
Sicherheitsmanagement nachweisen. Dies kann bei Ei- 
senbahnverkehrsunternehmen, die keine grenzüberschrei- 
tenden Verkehre betreiben, mit Hilfe eines Betriebsleiters 
entsprechend den Regelungen aus dem Allgemeinen Ei- 
senbahngesetz und der Eisenbahn-Betriebsleiterverord- 
nung erfolgen. Betriebsleiter sind für das Sicherheits- 
management verantwortlich. Sie genießen gegenüber der 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 12. April 2011 gemäß Be- 
schluss vom 22. April 2010 (Bundestagsdrucksache 17/1459). 
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Geschäftsführung besondere gesetzlich verankerte Rechte 
zur Wahrung der Sicherheitsbelange in Abwägung zu 
geschäftlichen Interessen (§ 5 Eisenbahnbetriebsleiter- 
verordnung - EBV). Sie erhalten nach besonderer staatli- 
cher Prüfung ihre Zulassung (Eisenbahnbetriebsleiter- 
Prüfungsverordnung - EBPV). Die Bestellung zum Be- 
triebsleiter bedarf der Bestätigung durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde. Sie kann gemäß des § 49 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes widerrufen werden, wenn öffent- 
liches Interesse gefährdet ist. 

III. Eisenbahnaufsicht 

Durch die Eisenbahnaufsicht wird die Beachtung des ein- 
schlägigen EU-Rechts, des AEG und der darauf beruhen- 
den Rechtsverordnungen sichergestellt. Dabei ist es pri- 
märe Aufgabe der Eisenbahnaufsichtsbehörden, die 
Einhaltung der gesetzlichen Sicherheitspflichten zu über- 
wachen und Gefahren abzuwehren, die aus dem Betrieb 
einer Eisenbahn entstehen oder von den Betriebsanlagen 
ausgehen. 

Die Eisenbahnen werden durch die behördliche Überwa- 
chung nicht von ihrer Verantwortung gemäß § 4 Absatz 1 
AEG entbunden, denn die materiellen Sicherheitspflich- 
ten liegen bei den Eisenbahnunternehmen und nicht bei 
der Aufsichtsbehörde. 

Gegenstand der Eisenbahnaufsicht ist zum einen die Be- 
achtung der Verpflichtungen der Eisenbahnen aus dem 
AEG, der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 
und anderen Verordnungen, die auf dem AEG beruhen. 
Zum anderen umfasst sie auch die Beachtung einschlägi- 
ger EU -rechtlichen Regelungen, etwa von EU-Verord- 
nungen, sowie bestehender zwischenstaatlicher Vereinba- 
rungen. Sie erstreckt sich unter anderem auf: 

- die unternehmensbezogene Aufsicht, d. h. die Kon- 
trolle, ob die Eisenbahnen in organisatorischer, perso- 
neller und wirtschaftlicher Hinsicht ihren Verpflich- 
tungen im Rahmen der Betreiberverantwortung nach 
§ 4 Absatz 1 AEG in geeigneter und ausreichender 
Weise nachkommen (Wirksamkeit des Sicherheitsma- 
nagements) 

- die objektbezogene Aufsicht, d. h. das stichprobenar- 
tige Überwachen des ordnungsgemäßen Zustandes 
und der genehmigten Nutzung der Anlagen 

- die Marktaufsicht, d. h. die stichprobenweise Überwa- 
chung, ob in Verkehr gebrachte Interoperabilitätskom- 
ponenten den grundlegenden Anforderungen entspre- 
chen 

Für die Eisenbahnen des Bundes, für nichtbundeseigene 
Eisenbahnen ohne Sitz im Inland und für nichtbundesei- 
gene Eisenbahnen, die einer Sicherheitsbescheinigung 
oder Sicherheitsgenehmigung bedürfen, nimmt die Auf- 
gaben der mit europäischem Recht (RL 2004/49/EG 
„Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit“) vorgeschriebe- 
nen nationalen Sicherheitsbehörde in Deutschland das 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) als Eisenbahnaufsichtsbe- 
hörde wahr. Für die sonstigen nichtbundeseigenen 


Eisenbahnen führen die Länder die Eisenbahnaufsicht 
durch. 

Die Eisenbahnaufsicht durch das EBA wird durch struk- 
turierte, sich stetig weiterentwickelnde und in Verwal- 
tungsvorschriften dokumentierte Verfahren bundesweit 
einheitlich ausgeübt. Diese Verfahren gewährleisten eine 
hohe Überwachungsqualität. 

Das EBA hat aufgrund der Erkenntnisse aus der Verwal- 
tungspraxis der letzten Jahre und aufgrund geänderter 
europäischer Vorgaben unter anderem die Prozesse der 
Eisenbahnaufsicht über Infrastrukturanlagen neu gestal- 
tet. Dabei hat es auch geänderte personelle Rahmenbedin- 
gungen beachtet. Sowohl im Bereich der Eisenbahnauf- 
sicht über bauliche Anlagen als auch über Signal-, 
Telekommunikations- und Elektrotechnische Anlagen 
sind Anfang 2010 neue Verwaltungsverfahren in Kraft 
getreten. 

IV. Bericht zu den besonderen Aspekten auf 
Bundestagsdrucksache 17/1162 

Das Eisenbahnsystem in Deutschland verfügt generell 
über ein hohes Sicherheitsniveau; dieses Sicherheits- 
niveau wird auch europäisch durch die o. a. Richtlinie 
über die Eisenbahnsicherheit gewährleistet, die in 
Deutschland in nationales Recht umgesetzt ist. Unbestrit- 
ten ist dabei, dass die Sicherheit in Übereinstimmung mit 
dem technischen und wissenschaftlichen Fortschritt, so- 
weit nach vernünftigem Ermessen durchführbar, stetig 
weiter verbessert werden sollte. 

IV.1 Stärkung der Verantwortung und der 
Rechte des Betriebsleiters 

Die EBV und die EBPV sind seit dem Jahr 2000 in Kraft 
und seit dem Jahr 2001 in der praktischen Anwendung, 
nachdem es zuvor nur in Landeseisenbahngesetzen die 
Forderung nach einem Eisenbahnbetriebsleiter gab, nicht 
jedoch bei den Eisenbahnen des Bundes. Die EBV wurde 
im Zuge der Umsetzung der Richtlinie über die Eisen- 
bahnsicherheit in nationales Recht an die europäischen 
Anforderungen angepasst. 

Anlass für die Schaffung eines Eisenbahnbetriebsleiters 
auch bei den Eisenbahnen des Bundes war die Notwen- 
digkeit, bei der aus der Bahnreform als privatrechtlich or- 
ganisiertes Unternehmen entstandenen Deutsche Bahn AG 
(DB AG) die Verantwortlichkeiten für sicherheitsbezo- 
gene Verfahren und Abläufe zu identifizieren. Allerdings 
lässt sich auf europäischer Ebene der Betriebsleiter als 
zwingender Bestandteil eines Sicherheitsmanagementsys- 
tems nicht durchsetzen, weil dies als ein zu starker Ein- 
griff in die Organisationshoheit des Unternehmens ver- 
standen wird. 

Nach den bisherigen Erfahrungen seit dem Jahr 2001 ha- 
ben sich die eisenbahnrechtlichen Vorgaben zum Eisen- 
bahnbetriebsleiter grundsätzlich bewährt. Insbesondere 
wird durch die in der EBV unbeschadet der Verantwor- 
tung des Unternehmens ausdrücklich dem Betriebsleiter 
zugewiesene persönliche Sicherheitsverantwortung eine 
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besondere Motivation und Verpflichtung geschaffen, sich 
für die sicherheitlichen Belange einzusetzen. Durch § 4 
und 5 EBV werden dem Eisenbahnbetriebsleiter bereits 
weitgehende Rechte und Pflichten eingeräumt, um alle 
für ihn erkennbaren Sicherheitsprobleme aufzugreifen 
und Maßnahmen zu deren Lösung vorzuschlagen. Maß- 
gebend für die Wahrnehmung der Aufgaben des Betriebs- 
leiters ist, innerhalb des Unternehmens ein Vertrauens- 
verhältnis zwischen der Unternehmensführung, dem 
Eisenbahnbetriebsleiter und dem gesamten Personal her- 
zustellen. 

Aufgrund der Erfahrungen aus der praktischen Umset- 
zung der EBV ist eine Änderung der EBV in einigen 
Punkten zu erwägen. Dies wird im Rahmen der anstehen- 
den Rechtsetzung zur Umsetzung der EU-Richtlinie 
2008/110/EG (Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
2004/49/EG über Eisenbahnsicherheit in der Gemein- 
schaft) geprüft. 

IV.2 Der Sicherheitsrichtlinie 2004/49/EG 
(Artikel 4 Absatz 3 und 4) konforme 
Regelung im Allgemeinen Eisenbahn- 
gesetz zum Bau und Betrieb sicherer 
Fahrzeuge 

Zwischenzeitlich konnte eine mit dem Verband der Deut- 
schen Bahnindustrie (VDB) und der DB AG konsensual 
abgestimmte Änderung für den § 4 Absatz 1 AEG gefun- 
den werden. 

ln § 4 Absatz 1 AEG ist die Sicherheitspflicht bislang al- 
lein den Eisenbahnen zugewiesen. Die Änderung des § 4 
Absatz 1 AEG soll die gegenwärtige Verantwortungsver- 
teilung im Eisenbahnsektor widerspiegeln, wie es auch 
die Sicherheitsrichtlinie 2004/49/EG (Artikel 4 Absatz 3 
und 4) für den Bau und Betrieb sicherer Fahrzeuge vor- 
sieht. 

Die Sicherheitspflichten werden nunmehr den Eisenbah- 
nen, Haltern von Eisenbahnfahrzeugen und Herstellern 
derart zugeordnet, dass sie der europäischen Sicherheits- 
richtlinie entsprechen und darüber hinaus die Marktgege- 
benheiten widerspiegeln. Neben den Eisenbahnen wird 
auch sonstigen Haltern von Eisenbahnfahrzeugen (dazu 
können auch die Hersteller zählen) die Verpflichtung zu- 
gewiesen, ihren Betrieb sicher zu führen sowie Fahrzeuge 
und Zubehör in betriebssicherem Zustand zu halten. Mit 
der Änderung wird berücksichtigt, dass sich die Gegeben- 
heiten im Eisenbahnmarkt maßgeblich verändert haben. 
Nicht mehr allein die Eisenbahnen können die Genehmi- 
gung zur Inbetriebnahme von Fahrzeugen beantragen, 
sondern mittlerweile auch Halter von Eisenbahnfahrzeu- 
gen und Hersteller. Deshalb ist die Verantwortung dafür, 
dass Fahrzeuge zum Zeitpunkt der Genehmigung zur In- 
betriebnahme sicher gebaut sind, demjenigen zuzuwei- 
sen, der den Antrag zur Genehmigung stellt. Die Anfor- 
derungen an einen sicheren Bau von Fahrzeugen und 
Zubehör sind in der EBO sowie in der Verordnung über 
die Interoperabilität des transeuropäischen Eisenbahnsys- 
tems (TEIV) geregelt und bedürfen keiner weiteren ge- 
setzlichen Regelung. 


Die Verpflichtung für die Eisenbahnen, die Eisenbahnin- 
frastruktur sicher zu bauen und in betriebssicherem Zu- 
stand zu halten, bleibt unverändert. 

Das Gesetzgebungsverfahren dazu wird in Kürze einge- 
leitet werden. 

IV.3 Verbesserung der Fahrgastrechte im Hin- 
blick auf rechtzeitige und umfassende 
Informationen über Alternativen bei 
Zugausfällen, auch über ausreichende 
Fahrzeugkapazitäten, über den Regel- 
fahrplan hinausgehende Angebote 
sowie gegebenenfalls zum Umgang 
mit minderjährigen Fahrgästen 

Die Verkehrsministerkonferenz hat sich in ihrer Konfe- 
renz am 6./7. Oktober 2010 mit dem Stand der Fahrgast- 
rechte und der Frage der Notwendigkeit weiterer Verbes- 
serungen befasst. Sie kam dabei einstimmig zu 
folgendem Beschluss (Auszug): 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung (BMVBS) zum Stand der Fahrgastrechte im 
Bereich der Schiene, der Busverkehre sowie des 
Schiffsverkehrs zur Kenntnis. 

2. Sie stellt fest, dass vor weiteren Verbesserungen der 
Fahrgastrechte in diesen Bereichen die Erfahrungen 
mit den im Wesentlichen im Jahr 2009 erst eingeführ- 
ten Regelungen einer vertieften Prüfung bedürfen. 

3. Das BMVBS wird gebeten, in einem detaillierten Be- 
richt über die Erfahrungen (insbesondere hinsichtlich 
Fallzahlen, Beschwerdegegenstände, Entscheidungs- 
praxis, Akzeptanz bei den Fahrgästen und Kosten) so- 
wie über Verbesserungsmöglichkeiten auf der Basis 
der dann vorliegenden Erfahrungen im Herbst 2011 
erneut zu informieren. 

Die Bundesregierung wird der Verkehrsministerkonfe- 
renz und auch dem Deutschen Bundestag entsprechend 
berichten. 

IV.4 Harmonisierung von Instandhaltungs- 
vorschriften in der EU und hierzu 
notwendige Initiativen 

Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2004/49/EG über die Ei- 
senbahnsicherheit verpflichtet die Mitgliedstaaten zur 
Sorge „... dafür, dass die Eisenbahnsicherheit allgemein 
aufrechterhalten und, soweit dies nach vernünftigem Er- 
messen durchführbar ist, kontinuierlich verbessert wird, 
wobei die Entwicklung des Gemeinschaftsrechts sowie 
der technische und wissenschaftliche Fortschritt berück- 
sichtigt werden und die Verhütung schwerer Unfälle Vor- 
rang erhält.“. 

Dieser Auftrag wird in Absatz 3 konkretisiert: „Die Mit- 
gliedstaaten sorgen dafür, dass die Haftung für den siche- 
ren Betrieb des Eisenbahnsystems und die Begrenzung 
der damit verbundenen Risiken den Fahrwegbetreibern 
und den Eisenbahnunternehmen auferlegt wird, indem 
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diese verpflichtet werden, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung - gegebenenfalls in gegenseitiger 
Zusammenarbeit - durchzuführen, nationale Sicherheits- 
vorschriften und -normen anzuwenden und ein Sicher- 
heitsmanagement im Sinne dieser Richtlinie einzufüh- 
ren.“ 

Das Inkrafttreten des Übereinkommens über den interna- 
tionalen Eisenbahnverkehr von 1999 (COTIF) am 1. Juli 
2006 brachte neue Vorschriften über Verträge für die 
Fahrzeugnutzung mit sich. Fahrzeughalter sind nicht 
mehr verpflichtet, ihre Fahrzeuge bei einem Eisenbahn- 
unternehmen einzustellen. Die frühere R1V - Vereinba- 
rung zwischen den Eisenbahnunternehmen ist nicht mehr 
in Kraft und wurde teilweise durch eine neue privatrecht- 
liche und freiwillige Vereinbarung (Allgemeiner Vertrag 
für die Verwendung von Güterwagen, AVV) zwischen 
den Eisenbahnunternehmen und den Fahrzeughaltern er- 
setzt, nach der Letztere für die Instandhaltung ihrer Fahr- 
zeuge zuständig sind. Um diesen Änderungen Rechnung 
zu tragen und die Durchführung des Artikel 10 der Richt- 
linie 2004/49/EG über Sicherheitsbescheinigungen für 
Eisenbahnunternehmen zu erleichtern, hat die Europäi- 
sche Kommission eine Änderung dieser Richtlinie vorge- 
nommen. Mit der Richtlinie 2008/110/EG vom 16. De- 
zember 2008 zur Änderung der Richtlinie 2004/49/EG 
wurden in Artikel 14a Maßgaben zur Instandhaltung von 
Fahrzeugen eingeführt. Die Instandhaltungsanforderun- 
gen werden im Zusammenhang mit der Richtlinie über 
die Interoperabilität des Eisenbahnsystems, insbesondere 
als Teil der technischen Spezifikationen für die Interope- 
rabilität (TSI) „Fahrzeuge“, erarbeitet. Die Kommission 
wird dazu gegebenenfalls die einschlägigen TSI ändern, 
wobei sie das in der Richtlinie über die Interoperabilität 
des Eisenbahnsystems vorgesehene Verfahren anwendet. 

Am 29. Juni 2009 bildete die Katastrophe von Viareggio 
den beklagenswerten Höhepunkt einer Reihe von Eisen- 
bahnunfällen im Zusammenhang mit gebrochenen Rad- 
sätzen von Güterwagen. Die Europäische Kommission 
und die Europäische Eisenbahn-Sicherheitsbehörde 
(ERA) haben daraufhin im Ergebnis einer am 8. Septem- 
ber 2009 in Brüssel durchgeführten europäischen Sicher- 
heitskonferenz zum Thema „Eisenbahnsicherheit - der 
Weg nach vorn“ die Bildung einer Sonderarbeitsgruppe 
„Instandhaltung von Güterwagen“ unter der Leitung der 
ERA beschlossen, an der Deutschland auch durch das 
EBA beteiligt war. Im Januar 2010 berichtete diese Ar- 
beitsgruppe über ihre Erkenntnisse; mittlerweile haben die 
Ergebnisse auf europäischer Ebene ihren Niederschlag in 
konkreten Maßnahmen gefunden, die der Regelungsaus- 
schuss für Eisenbahn-Interoperabilität und -Sicherheit 
(RISC) in seiner 59. Sitzung am 14./15. Dezember 2010 
positiv zur Kenntnis genommen hat. Dies bedeutet, dass 
die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten das 
Ergebnis mittragen. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf einer Kommissions- 
verordnung über die Zertifizierung von für die Instand- 
haltung von Güterwagen zuständigen Stellen (Arbeits- 
dokument 04/49-DV31) Regelungen zur ordnungsgemäßen 
Dokumentation von Instandhaltungsmaßnahmen. Der 


RISC hat am 15. Dezember 2010 auch diesem Entwurf 
zugestimmt. Die Bundesregierung erwartet, dass der Sek- 
tor dies als Selbstverpflichtung auch praktizieren wird. Es 
bestehen derzeit allerdings keine Vollzugsmöglichkeiten, 
falls der Sektor seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. 
Daher wird die Bundesregierung, sofern sich bei der Um- 
setzung des EWT (European Wheelset Traceability) 
Mängel herausstellen, bei der Europäischen Kommission 
eine größere Verbindlichkeit der Vorgaben einfordern. 

IV.5 Förderung der Entwicklung und Erpro- 
bung innovativer Schienenfahrzeuge 
im Hinblick auf einen sicheren und 
automatisierten Betrieb 

Die Entwicklung und Erprobung innovativer Schienen- 
fahrzeuge ist grundsätzlich eine Aufgabe der Hersteller 
von Schienenfahrzeugen und auch der Betreiber als Be- 
steller. Dabei besteht auch die Möglichkeit der Projekt- 
förderung aus Forschungsmitteln des Bundes. 

Der VDB hat einen Arbeitskreis Innovation und Techno- 
logie eingerichtet, in dem die im VDB vertretenen Sys- 
temhäuser und -lieferanten für Schienenfahrzeuge diesbe- 
zügliche Handlungsfelder koordinieren. Dabei liegt ein 
besonderer Aspekt in der Migrierbarkeit der Entwicklun- 
gen in die heutige Bahntechnik. Forschungsthemen müs- 
sen so definiert werden, dass sowohl neue als auch bereits 
in Betrieb befindliche Fahrzeuge mit technischen Neue- 
rungen aus- bzw. nachgerüstet werden können. Aufgrund 
der Lebensdauer von Schienenfahrzeugen von ca. 30 bis 
40 Jahren ist dieser Aspekt von erheblicher Bedeutung. 

Zudem ist der deutsche Eisenbahnsektor zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Systems Schiene auf funktio- 
nierende, stabile und effiziente Festlegungen und Pro- 
zesse für die Herstellung und Zulassung von neuen bzw. 
umgebauten Schienenfahrzeugen von der Ausschreibung 
bis zur Inbetriebnahme angewiesen. Hierzu wurden in ei- 
nem vom BMVBS geführten Optimierungsprojekt mit al- 
len am Herstellungs- und Zulassungsprozess maßgeblich 
Beteiligten effiziente Regelungswege geschaffen. Die Er- 
gebnisse sind in einem „Handbuch Eisenbahnfahrzeuge“ 
als Leitfaden für die Herstellung und Zulassung von Ei- 
senbahnfahrzeugen niedergelegt und sollen den Anwen- 
dern eine verständliche Zusammenfassung über alle zu 
berücksichtigenden Verfahrenselemente und Verantwort- 
lichkeiten geben. Dieser Leitfaden hat für alle an der Zu- 
lassung von Schienenfahrzeugen beteiligten Parteien 
empfehlenden Charakter. 

IV.6 Prüfung, ob zukünftig eine externe 
Überprüfung der Triebfahrzeuge bzw. 
Waggons durch Dritte notwendig und 
sinnvoll ist 

Zunächst ist auf die unter Ziffer II dargestellte besondere 
Situation im Eisenbahnsystem hinzuweisen, bei der die 
Eisenbahnen eine gesetzliche Verpflichtung zur Gewähr- 
leistung der Betriebssicherheit haben. Dies gilt insbeson- 
dere auch für die Instandhaltung von Fahrzeugen (siehe 
auch Ziffer IV. 4). Jedem Fahrzeug wird vor Inbetrieb- 
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nähme eine für die Instandhaltung zuständige Stelle zuge- 
wiesen, die zertifiziert und im nationalen Fahrzeugregis- 
ter registriert sein muss. Diese Stelle gewährleistet, dass 
- unbeschadet der Verantwortung der Eisenbahnunter- 
nehmen nach § 4 Absatz 1 AEG - die Fahrzeuge, für de- 
ren Instandhaltung sie zuständig ist, in einem betriebs- 


sicheren Zustand sind. Dies wird entsprechend der 
Maßgabe in der Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit 
(RL 2004/49/EG) von der nationalen Sicherheitsbehörde 
exklusiv überwacht (siehe auch Ziffer III). Eine externe 
Überprüfung der Eisenbahnfahrzeuge stünde demnach im 
Widerspruch zum europäischen Recht. 
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